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Actien und Prioritäten. 


Ein Capitel aus dem Eiſenbahnrechte ). 


In Oeſterreich, wo die Bahnen ſchon durch die Natur des 
Landes zum großen Theile noch auf Prioritäten angewieſen ſind, ge⸗ 
winnt die Frage nach dem Verhältniſſe zwiſchen Actien und Priori⸗ 
täten eine ganz beſondere Bedeutung. Sie nach ihrer ökonomiſchen 
und rechtlichen Seite einmal fachmänniſch zu erörtern, fordert nicht 
nur der Umſtand allein auf, daß die Theorie bisher von ihr nur wenig 
Notiz genommen hat, ſondern eben ſo ſehr das praktiſche Bedürfniß 
der Gegenwart, indem gerade auf dieſem Gebiete die Verwaltungs⸗ 
und Rechtspflege ſich einer mit jedem Tage wachſenden Zahl von 
Fragen und Controverſen gegenüber ſieht, welche nicht nur eine raſche 
ſondern auch eine gründliche und darum prineipielle Erledigung 
erheiſchen. 

Die Frage läßt ſich dahin formuliren: Welches iſt das Ver⸗ 
hältniß der Prioritäten zu der Generalverſammlung der Actionäre und 
ihrer Beſchlüſſe über die Vertheilung der Dividende? 

Auf den erſten Blick ſcheint die Sache einfach zu ſein. Die 
Prioritätengläubiger ſtehen in gar keinem Verhältniß zu den Be⸗ 


) Mit Zugrundelegung von Lorenz v. Stein's Werk: ifenbabnrechts⸗ 
a Ga erk: „Zur Eiſenbahnrech 


ſchlüſſen der Generalverſammlungen; fie find Gläubiger der Gefell- 
ſchaft; ihre Zahlung iſt geleiſtet, ihre Forderung iſt klar und auf den 
Obligationen verzeichnet. Sie haben daher ein Klagerecht wie jeder 
dritte Gläubiger und die Beſchlüſſe der Generalverſammlungen können 
an dieſem erworbenen Rechte principiell gar nichts ändern. Es exiſtirt 
alſo eigentlich überhaupt keine Beziehung zwiſchen Prioritätsgläubiger 
und Actionär als die des Schuldners und Gläubigers. 

Allein betrachtet man die Natur der Prioritäten etwas genauer, 
ſo wird man ſehr bald auf einen Punkt ſtoßen, wo die Sache ver⸗ 
wickelter wird und das Verhaͤltniß auch andere Seiten zeigt. Die 
meiſten Inhaber von Prioritäten glauben, ſie ſeien im ſtrengen Sinne 
des Wortes Hypothekargläubiger der Bahnen und hätten daher alle 
Rechte der Hypothek gegen die Bahn und alle ihre Beſitzthümer. In 
dieſer Meinung wurzelt nicht bloß das Gefühl der Sicherheit, das die 
Prioritätsgläubiger haben, ſondern auch ein Theil des feſten Curſes, 
deſſen ſich die Hypotheken erfreuen. Eine nähere Unterſuchung führt 
zu der Erkenntniß, daß jene Meinung durchaus nicht richtig iſt. 

Zum Hypothekargläubiger gehört nämlich nicht bloß das Vor⸗ 
handenſein des Gutes, an dem ich meine Hypothek habe und ſelbſt nicht 
bloß die Erklärung, daß eine Schuld eine Hypothekarſchuld ſein ſolle, 
ſondern das Erſte und Letzte iſt das Vorhandenſein eines Grundbuchs. 

Nun beſitzen aber die Bahnen ein folches nicht. Der etwaige 
Kataſter derſelben, in welchen alle zur Bahn gehörigen Realitäten ein⸗ 
getragen werden, kann auf den Charakter eines Grundbuches nicht den 
Anſpruch erheben. Damit ein Grundbuch entſtehe, muß ein Grund⸗ 
buchsrecht vorhanden ſein, ein Recht, das darin beſteht, daß erſtens 
die Einzeichnung den Beſitz und daß zweitens die Eintragung von 
Schulden die Priorität und das eigentliche Pfandrecht verleiht. Ein 
ſolches Grundhuchsrecht beſitzen wir jedoch in Oeſterreich nicht, fo 
nothwendig dasſelbe auch wäre. Gibt es nun kein Grundbuch für 
Bahnen, ſo kann man natürlich auch keine Prioritäten in dasſelbe ein⸗ 
tragen, die Forderung des Inhabers derſelben hat ohne Hypothek kein 
Recht auf das Grundſtück, der Prioritätsgläubiger iſt kein Hypothe⸗ 
kargläubiger. Daraus folgt, daß der Schuldner das Object veraͤußern 
und mit anderen Laſten beſchweren kann, welche möglicher Weiſe das 
Recht des Gläubigers geradezu illuſoriſch machen. Der Schuldner aber 
iſt die Geſammtheit der Actionäre in ihrer Generalverſammlung. Da 
nun der Prioritäteninhaber keine Hypothek hat, ſo iſt er wie jeder 
gewöhnliche Gläubiger in die Willkür der Beſchlüſſe der Generalver⸗ 
ſammlung gegeben, ſoweit überhaupt ein Gläubiger von der Willkür 
ſeines Schuldners abhängen kann. 

Dieſer formelle Rechtszuſtand entſpricht nun ſowohl ſeiner Na⸗ 
tur nach, ſo wie nach der Auffaſſung der beiden Betheiligten nicht 
dem, was man ſich bei Prioritäten denkt. Da nun aber einmal kein 
Grundbuch da iſt, ſo hat ſich ein höchſt intereſſantes Syſtem von 
Rechtsſätzen entwickelt, das den Mangel des Grundbuches und mit 
ihm den Mangel der formellen Sicherheit erſetzen ſoll, welchen man 
bei den Prioritäten ſtillſchweigend vorausſetzt. Mit den darauf abzie⸗ 
lenden Verſuchen iſt aber die eigentliche Frage, wie ſich die Priori⸗ 
täten zum ſormellen Recht der Schuldner, d. i. der Generalverſamm⸗ 
lung der Actionäre verhalten, keineswegs gelöst. 
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Verſuchen wir, die einzelnen Punkte hervorzuheben. 
Das erſte und einfachſte Mittel, den Prioritäten den Erſatz für 


die hypothekariſche Sicherheit zu geben, beſteht in dem von den meiſten 


Prioritäten angeſprochenen Vorrecht der Prioritätscoupons auf ihre 


Zahlung aus den Erträgniſſen der Unternehmung. Und dies Vorrecht 


ſcheint die wien jene Willkür der Be⸗ 
ſchlüſſe einer Generalverſammlung zur decken. Allein geht man einen 
Schritt weiter, ſo kommt man auf einen Fall, der viel zu ernſt 
iſt, als daß man ihn ſo leichthin behandeln könnte; dieſer Fall iſt 
folgender: 

Da die Prioritäten keine Hypotheken ſind, jo kann eine Gene⸗ 
ralverſammlung eine unendliche Vermehrung der Prioritäten be⸗ 
ſchließen. Die Folge davon iſt die, daß, da dieſe Prioritäten gleiches 
Recht unter einander haben, die Sicherheit der erſten Priorität na⸗ 
türlich durch die zweite leidet. Allerdings iſt dieſer Satz ſolange un⸗ 
praktiſch, als die Actionäre noch überhaupt Zinſen beziehen, welche 
zur Deckung der Prioritätenzinſen ausreichen. Die eigentliche Frage 
entſteht offenbar erſt da, wo die Gefahr vorhanden iſt, daß ſie nicht 
mehr ausreichen. Betrachtet man nun dieſe Frage näher, ſo löst ſie 
ſich in eine ganze Reihe von anderen Fragen auf, die es verlohnt, 
einzeln näher zu unterſuchen. a a 

Die erſte dieſer Fragen entſteht offenbar da, wo eine Bahn, 
welche Prioritäten emittirt, eine Zinſengarautie hat. Wenn in 
einem ſolchen Falle die Summe der Einnahmen ausreicht, um z. B. 
die Coupons der Prioritäten ganz und die der Actien halb zu zahlen, 
ſo ſcheint das Verhältniß ſehr einfach. Der Staat zahlt die fehlende 
Quote auf die Actiencoupous, die Prioritäten beziehen ihre Coupons 
und die Sache iſt in Ordnung. 

Allein die Garantie des Staates iſt kein Geſchenk, ſie wird 
vom Staate nur vorgeſchoſſen. Sie wird nicht bloß dem ganzen Bahn⸗ 
conto zur Laſt geſchrieben, ſondern auch mit 4 Percent verzinst. Das 
Vermögen der Schuldner wird daher um den Betrag der Garantie⸗ 
zahlung ohne Zweifel kleiner. Dieſe Verminderung des Vermögens 
kann ſo weit gehen, daß nach einer gegebenen Reihe von Jahren 
durch dieſe Vorſchüſſe des Staates zur Zahlung der Zinſen das halbe, 
ja das ganze Vermögen der Bahn conſumirt wird. Das iſt indeß 
Sache der Actionäre. Das Verfahren ſelbſt iſt vollkommen legal, da 
es durch ein Geſetz gebilligt wird. Der Staat läuft das Riſico, daß 
am Ende der Garantie oder Conceſſion ſeine Anſprüche größer ſind, 
als das, was vermöge der letzteren den Actionären noch bleibt, das 
bewegliche Vermögen der Bahn. Er hat daher kein Recht an die 
Actionäre, er hat die Bahn und dieſe Seite des Rechtsverhältniſſes 
iſt zu Ende. 

Aber weſentlich anders iſt es mit den Prioritätsgläubigern. Sie 
haben allerdings beſtändig ihre Zinſen bekommen, aber es war nie 
ihre Abſicht, ihr Capital gleich den Actionären zu riskiren. Ihnen iſt 
daher im Grunde auch nicht einmal der Zins garantirt. Das hat 
ſeine ernſtlichen Conſequenzen. Sie behalten ihr Recht auf ihr Capi⸗ 
tal, das nach Abſchluß der Coneceſſionsepoche noch nicht abgezahlt iſt. 
Aber die Frage iſt, gegen wen ſie dies Recht haben? Tritt der Staat, 
an den die Bahn fällt, in die Verpflichtung der Actionäre und muß 
er die Prioritätszinſen fortzahlen? Actionäre gibt es nicht mehr — 
und Hypothekargläubiger gibt es ja auch nicht. In der That — die 
Prioritätsgläubiger haben ihr Capital in ſolchem Falle verloren. 

Dagegen gibt es jedoch ein ſehr einfaches Mittel. Die Priori⸗ 
täten müſſen in der Weiſe berechnet werden, daß die ganze Summe 
vor Ablauf der Gonceffion vollſtändig amortiſirt wird. Iſt dies 
feſtgeſtellt, ſo iſt der obige Fall inhaltslos. Allein es folgt aus ihm 
eine und zwar die erſte Regel für das Verhältniß von Prioritäten 
zu den Actien. Es ergibt ſich nämlich, daß keine Prioritätsanleihe 
ohne einen, während der Conceſſionsdauer ablaufenden Tilgungsplan 
emittirt werden darf — das iſt: die Generalverſammlung ſoll nicht 
das Recht haben, eine Prioritätsanleihe ohne einen ſolchen Plan zu 
beſchließen. 

Wer ſoll nun einen ſolchen Beſchluß hindern? Die bisherigen 
Prioritätsgläubiger können es nicht. Es erübrigt nur, den Staat 
dafür verantwortlich zu machen, daß er die Emiſſion von Prioritä⸗ 
ten durch Beſchluß der Generalverſammlung nur, und zwar mit uner⸗ 
bittlicher Strenge, unter dieſer Bedingung genehmige. 

Dabei muß man ſich wieder mehrere Dinge gegenwärtig halten. 

Zuerſt hat faft bei allen Bahnen der Staat das Recht, ſie nach 
einer gewiſſen Zeit, etwa 30 Jahren nach dem vollendeten Baue ein⸗ 


zulöſen. Thut er das, fo hebt er die Actiengeſellſchaft und damit den 
Schuldner der Prioritätsgläubiger auf. Wenn nun in ſolchem Falle 
der Einlöſungsbetrag mindeſtens eben jo groß ift, als der Prioritäten⸗ 
betrag, fo tft offenbar die Prioritätsactie berechtigt, durch Beſchlag⸗ 
nahme dieſes Betrages ſich in Beziehung auf ihr Capital bezahlk zu 
machen. Wenn das alles nicht der Fall iſt, womit ſollen denn die 
letztern bezahlt werden? Hier wird der Staat Succeſſor der Actienge⸗ 
ſellſchaft und übernimmt damit die Prioritäten. 

Wieder anders iſk der Fall, wo eine Bahn ſich mit einer zwei⸗ 
ten fuſtonirt. Hier wird gewöhnlich die eine Bahn die Rechtsnach⸗ 
folgerin der andern. Nach bürgerlichem Rechte müßte man da zuerſt 
fordern, daß die Prioritätsgläubiger als Creditoren verſtändigt werden 
und ihre Zuſtimmung geben. Juriſtiſch hat jeder einzelne Priori⸗ 
ene das Recht, formell die Zanze Fuſion für ungiltig zu 
erklären. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob eine beim Gemeinde⸗ Aus ſchuſſe überreichte, an ſich ge⸗ 
ſetzlich zuläſſige Reſignation auf die Gemeindevorſtehersſtelle vor 
einer förmlichen Annahme derfelben durch Gemeinde⸗Ausſchuß⸗Be⸗ 
ſchluß gegen den Willen des Gemeinde⸗Ausſchuſſes wieder zurückge⸗ 


nommen werden kann. 


Joſeph G., welcher hereits in der zweiten Functionsperiode das 
Amt des Buürgermeiſters von S. verſah, überſendete am 30. Novem⸗ 
ber 1871 ein Schreiben an die dortige Gemeindevertretung, daß er 
wegen Kränklichkeit das Bürgermeiſteramt weiter nicht verſehen könne, 
daher er die Gemeindevertretung erſuche, dieſelbe wolle mit Rückſicht 
auf den § 42 G. W. O. und den Schlußſatz des § 20 der G. O.) 
1 die erledigte Stelle des Bürgermeiſters die Ergänzungswahl vor⸗ 
nehmen. 

In der hierüber erfolgten Ausſchußſitzung am 1. December 
1871 wurde die Reſignation des G. „mit Befriedigung“ zur Kennt⸗ 
niß genommen, die Amtirung dem erſten Gemeinderathe übertragen, 
und, da gegründeter Verdacht vorlag, daß in den Gemeinderechnungen 
Unordnung beſtehe, beſchloſſen, behufs Erörterung der Gründe der 
Reſignation (zufolge des Schlußſatzes des $ 20 G. O.) nach acht 
Tagen, d. i. am 9. December 1871 eine neue Sitzung abzuhalten 
und zu derſelben behufs der etwa nöthigen Aufklärung auch den ge⸗ 
weſenen Bürgermeiſter G. vorzuladen. 

Unmittelbar vor der fraglichen (beſonderer Gründe wegen vom 
anberaumten 9. December 1871 auf den 15. December 1871 ver⸗ 
tagten) Sitzung erhielt der amtirende Gemeinderath ein an ihn per⸗ 
ſönlich gerichtetes Schreiben des G., worin dieſer ſeine Reſignation 
widerrief und fein früheres Amt wieder anzutreten erklärte. Dieſes 
Schreiben wurde in der Sitzung am 15. December 1871 vom erſten 
Gemeinderathe zur Kenntniß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes gebracht, welcher 
beſchloß, daß ohne Rückſicht auf dasſelbe die Amtsreſignation des G. 
angenommen werde und die Neuwahl des Bürgermeiſters auf den 
27. December 1871 anzuordnen ſei. 

Gegen dieſen Gemeindebeſchluß beſchwerte ſich G. unter Be⸗ 
rufung auf den § 102 G. O.!) bei der Bezirkshauptmannſchaft in T. 
Dieſe erklärte aber, daß ſte im Gemeindebeſchluſſe vom 15. December 
1871 nichts finde, wodurch der Wirkungskreis der Gemeinde ‚über- 
ſchritten oder gegen beſtehende Geſetze vorgegangen worden wäre, daher 
ſie auch keine Urſache habe, auf Grund des § 102 der G. O. ein⸗ 
zuſchreiten. u 1 
Im Statthaltereirecurſe machte nun G. geltend, daß er die 
Reſignation aus eigenem Antrieb gegeben habe und dieſelbe daher, 
wann immer, wieder zurücknehmen konnte, inſolange ſie nämlich von 
der Gemeindevertretung nicht angenommen worden war. Er habe ſeine 
Reſignation thatſächlich vor der Schlußfaſſung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
darüber zurückgenommen, dieſer konnte daher am 15. December 1871 
eine Reſignation nicht annehmen. welche nicht mehr vorlag. 


») Die Paragraphe beziehen ſich auf das Geſetz über Gemeindeordnung und 
Gemeindewahlordnung für Böhmen, vom 16. April 1864. 


) Entſpricht Art. XVI, Alinea 1 des Gemeindre⸗Grundgeſetzes vom 
5. März 1862. a 


Die Statthalterei hat hierauf dem Recurſe des G. Folge ge⸗ 
geben und den Beſchluß des Gemeinde-Ausſchuſſes vom 15. December 
1871 als zur Vollziehung nicht geeignet erklärt, „weil G. die von 
ihm eingebrachte Reſignation, bevor noch über dieſelbe von Seite des 
Gemeinde⸗Ausſchuſſes nach Maßgabe des § 20 der G. O. abgeſprochen 
wurde, unterm 15. December 1871 ausdrücklich widerrufen hat und die⸗ 
ſelbe daher um ſo weniger Gegenſtand einer Berathung und Beſchluß⸗ 
faffung ſeitens des Gemeinde⸗Ausſchuſſes bilden konnte, als die Functions⸗ 
dauer des jeweiligen Gemeindevorſtandes in dem § 21 der G. O. 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt und ein Mitglied des Gemeindevorſtandes 
nur in den, im § 26 G. O. taxativ aufgezählten Fällen ſeines Amtes 
verluſtig erklärt werden könne.“? 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung hat der Gemeinde⸗Ausſchuß 
von S. Miniſterialberufung eingebracht, worin er geltend machte, daß 
der Gemeinde⸗Ausſchuß durch den beanſtändeten Beſchluß weder feinen 
Wirkungskreis überſchritten habe, noch gegen beſtehende Geſetze vorge⸗ 
gangen ſei. G. habe bei ſeiner Reſignation ſowohl den Entſchuldigungs⸗ 
grund des § 20 der G. O, sub Z. 5 wie jenen sub Z. 6 fur ſich 
gehabt. Die Reſignation des G., die deutlich und förmlich gegeben 


Scheidung lautenden Urtheile geboren wurde und daher die Unehelich⸗ 
keit ſeiner Geburt „vielleicht“ nicht genügend dargethan ſei, ſo müſſe 
er doch ſeine frühere Bitte erneuern. Auf der Recurseingabe waren 
Mutter des Bittſtellers und deren geſchiedener Gatte mitunter⸗ 
ertigt. 


Aus den über Weiſung des Miniſteriums des Innern requirirten 
weiteren Urkunden ergab ſich, daß die Mutter des Bittſtellers die 
eheliche Tochter des Franz Grünberg und der Anna, geborenen Langer 


ſei, daß ſie am 27. Februar 1843 mit Karl Groß getraut und, wie 
bereits früher angeführt, mit Urtheil vom 30. Juni 1846 über die 
am 10. Februar 1844 eingebrachte Klage gerichtlich geſchieden wurde. 


Das Miniſterium des Innern fand ſohin mit dem Erlaſſe vom 


14. September 1872, 3. 13.343 in Abänderung der angefochtenen 
Statthaltereientſcheidung anzuordnen, es ſei in der Taufmatrikel des 
Bittſtellers der dort angegebene Name der Mutter „Langer“ zu be⸗ 
richtigen und zu ſetzen „Groß, geborene Grünberg“, weiters ſei dieſe 
Matrikel dahin zu berichtigen, daß der Bittſteller ein eheliches 
Kind des Karl Groß und ſeiner Ehegattin Joſepha Grünberg ſei: 
„Denn nach den vorliegenden, von den betheiligten Perſonen nicht an⸗ 


worden, ſei in jeder Beziehung vollſtändig und perfect geweſen, als gefochtenen Urkunden iſt der Geſchlechtsname der Mutter des Bitt- 


fie der Gemeinde-Ausſchuß am 1. December 1871 zur Kenntniß 
nahm. Zur Rechtsgiltigkeit und Unwiderruflichkeit dieſer Reſignation 
ſei die Annahme derſelben durch den Gemeinde⸗Ausſchuß keineswegs 
erforderlich geweſen, denn ſei die Reſignation eine nach § 20 G. O. 
entſchuldigte, fo. ſei ſie ein Recht des Reſignirenden und von der Zus 
ſtimmung des Ausſchuſſes nicht abhängig, während andererſeits der 
Ausſchuß die Annahme nicht verweigern dürfe. In der für den 9. De- 
cember 1871 anberaumten, aber auf den 15. December 1871 ver⸗ 
ſchobenen Sitzung habe es ſich ſachlich auch nur um die Erörterung 
der Wirkſamkeit einer giltig abgegebenen Reſignation gehandelt. 
Dieſem Recurſe des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von S. hat das 
Miniſterium des Innern unterm 28. Juni 1872, 3 9662 auch 
Folge gegeben und unter Abänderung der angefochtenen Statthalterei 
entſcheidung erkannt, „daß der Gemeinde⸗Ausſchuß von S. durch feinen 
Beſchluß weder den Wirkungskreis der Gemeinde überſchritten hat, 
noch auch gegen beſtehende Geſetze vorgegangen iſt, daher für die 
politiſchen Behörden kein Grund vorliegt, dieſen Gemeindebeſchluß im 
Grunde des § 102 der Gemeindeordnung zu beanſtänden.“ Km. 


Von Amtswegen verfügte Correctur der Geburtsmatrikel nach der 
im Matrikelberichtigungsverfahren zur Evidenz gebrachten recht⸗ 
lichen Vermuthung der ehelichen Geburt. 


In der Geburtsmatrikel der Pfarre G. kommt am 19. März 


1846 die Eintragung vor: „Franz, uneh. geborenes Kind der Joſepha 
gebornen Langer), ledigen Handarbeiterin.“ Das alſo eingetragene 
Individuum wurde aber in den Schulzeugniſſen und in den Militär⸗ 


dienſtdocumenten: „Grünberg, recte Langer“ genannt. N 
Grünberg, recte Langer brachte im Jahre 1871 ein Geſuch bei 
der Statthalterei in G. ein, in welchem er um Umſchreibung ſeines 
Namens in den „Grünberg“ und um demgemäße Berichtigung der 
Beburtsmatrikel bat. Denn feine Mutter, welche ihn nach ihrer Schei⸗ 
dung von ihrem Gatten Groß gebar, heiße mit ihrem Geſchlechts⸗ 
namen nicht Langer, ſondern Grünberg; der Name Langer ſei nur 
irrthümlich angegeben worden, da ſeine Großmutter ſo hieß. 
Nachdem der geſchiedene Ehegatte und die Mutter des Bitt⸗ 
ſtellers ſowie deren Brüder dieſe Behauptungen beſtätigten, wies die 
Statthalterei in G. den Geſuchſteller mit ſeinem Begehren ab, „weil 
die Mutter des Bittſtellers nach § 92 a. b. G. B. ſeit ihrer Ver⸗ 
ehelichung weder den Namen Langer noch den Namen Grünberg, 
fondern nur den Namen ihres Gatten, der ſelbſt in dem Falle ihrer 
Eheſcheidung nicht verloren geht, zu führen berechtigt ſei.“ 
HGiegegen recurrirte Grünberg, recte Langer und wiederholte 
ſeine frühere Bitte unter Hinweiſung auf § 165 g. b. G. B., wornach 
uneheliche Kinder den Geſchlechtsnamen der Mutter zu führen 
haben. Recurrent brachte das Urtheil des Gerichtes E. vom 30. Juni 
1846 bei, welches auf Scheidung der beiden Eheleute und zwar aus 


beiderſeittgem Verſchulden lautet. Ungeachtet Bittſteller wohl zugeben 
müſſe, daß er, als am 19. März 1846 geboren, noch vor dem auf 


J Die Namen find fingirte. 


ſtellers Grünberg und iſt Bittſteller vor dem die Scheidung der ge⸗ 
dachten Eheleute ausſprechenden gerichtlichen Urtheile geboren worden, 
hat alſo die rechtliche Vermuthung der Ehelichkeit ſeiner Geburt für 
ſich und muß ſelbe auch in der Geburtsmatrikel inſolange zum Aus⸗ 


druck gelangen, als ſie nicht durch gerichtliches Urtheil entkräftet wird“. 


Sr. 


Anwendung des § 102 der Gewerbeordnung betreffend die Com⸗ 

petenz der politifchen Behörde im Falle einer Entſchädigungsfor⸗ 

derung aus dem Lehrverhältniſfe feitens des Lehrherrn gegen den 
Vater des Lehrlings. 


Der Schneidermeiſter V. verzichtete nach der dritten Entweichung 
des Lehrlings Karl C. auf deſſen Rückkehr in die Lehre, verlangte 
jedoch für die Verköſtigung desſelben durch 62 Tage eine Entſchä⸗ 
digung täglicher 25 kr., ſonach im Ganzen von 15 fl. 50 kr 

Der Gemeinderath von Br. hat in erſter Inſtanz den Vater 
des entwichenen Lehrlings Joſeph C. zur Bezahlung der 15 fl. 50 kr. 
als Schadenerſatz für die Verköſtigung ſeines Sohnes Karl durch 
62 Tage an den Lehrherrn Joſeph V. auf Grund des § 102 Ge⸗ 
werbeordnung für ſchuldig erkannt und dieſe Entſcheidung damit 
begründet, daß der Lehrling Karl C. dreimal aus der Lehre entwichen 
iſt, ein geſetzlicher Grund zur Auflöſung dieſes Lehrverhältniſſes im 
Laufe der Verhandlung nicht ſichergeſtellt wurde, und der Lehrherr 
auf die Rückkehr des Lehrlings gegen eine den Localverhältniſſen ange⸗ 
meſſene Entſchädigung für deſſen durch 62 Tage erfolgte Verpflegung 
verzichtete. 

Die Statthalterei hat die Berufung des Joſeph C. gegen dieſe 
gemeinderäthliche Entſcheidung abgewieſen. 

Im Miniſterialrecurſe machte Joſeph C. geltend, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der $ 102 der Gewerbeordnung keine Anwendung 
finden könne, weil es ſich nicht um eine Streitigkeit des Schneiders 
Joſeph V. mit feinem Lehrling Karl C., ſondern um eine Forderung 
handle, welche jener an den außerhalb des Lehrverhältniſſes ſtehenden 
Joſeph C. als den Vater des Lehrlings aus einem privatrechtlichen 
Titel einer Verpflegsentſchädigung zu ſtellen ſich für berechtigt Hält, 
worüber zu entſcheiden nur das Gericht competent ſein könne. 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 28. Mai 1872, 
3. 5302 dem Miniſterialrecurſe des Joſeph C. keine Folge ges 
geben. 0. 


Verordnung. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 3. Auguſt 1872, Z. 9652, betreffend 
die nunmehrige Competenz der politiſchen Bezirksbehörde in Eheſchließungs⸗ 
Angelegenheiten. 


Durch das Geſetz vom 4. Juli 1872, Z. 111 R. G Bl. wurden mehrere An⸗ 
gelegenheiten in Betreff der Eheſchließung aus dem Wirkungskreiſe der politiſchen 


Landesbehörden ausgeſchieden und den politiſchen k. k. Bezirks und den mit der poli⸗ 


tiſchen Amtsführung betrauten Gemeinbebehörden zur Entſcheidung in erſter Inſtanz 
zugewieſen. 

Dieſes Geſetz tritt am 6. September l. J. in Wirkſamkett und ich finde die 
polttiſchen Behörden hierauf mit nachſtehenden Erinnerungen aufmerkſam zu machen. 

Was die Ertheilung der Aufgebotsnachfichten betrifft, ſo wurden mit dem 
h. o. Erlaſſe vom 13. October 1870, Nr. 59 L. G. Bl. („die Ertheilung der Nach⸗ 
ſicht vom Aufgebote ift von den Brautleuten ſelbſt und im eigenen Namen, bei Min⸗ 
derjährigen unter Mitfertigung ihres geſetzlichen Vertreters, ferners mit genauer An⸗ 
führung der Vornamen, Familiennamen, Geburts- und Wohnorte und des beider 
ſeltigen Standes anzuſuchen. Da die Aufgebotsnachſicht nur beim Vorhandenſein 
„wichtiger Urſachen“ ertheilt werden kann, ſo ſind letztere nicht nur von den Nachſichts⸗ 
werbern in ihren Geſuchen umſtändlich anzuführen, ſondern es ift auch das Vorhan⸗ 
denſein jener glaubwürdig zu doeumentiren oder eine ämtliche Beſtätigung der 
Richtigkeit der angeführten Thatſachen beizubringen“) die Erforderniſſe zu deren Er⸗ 
langung allgemein kundgemacht, und es werden daher die Behörden die darauf abzie⸗ 
lenden Geſuche nicht nur rückfichtlich des Vorhandenſeins dieſer Erforderniſſe ſtrenge 
zu prüfen, ſondern ſich dabei auch den Grundſatz des $ 71 b. G. B., welcher im In⸗ 
tereſſe der Entdeckung von Ehehinderniſſen eine ansgedehnte Publicatton der beabſich⸗ 
tigten Eheſchließungen anordnet, vor Augen zu halten haben. 

Der Umftand, daß die Trauungen häufig unmittelbar nach dem letzten Auf⸗ 
gebote vorgenommen werden, macht es zur dringenden Pflicht, daß bei den Nachſichts⸗ 
ertheilungen von zwei Aufgeboten ſich ſtrenge an die Bedingungen des § 85 b. G. B. 
gehalten werde, weil ſonſt die oben angedeutete Abſicht des Geſetzes vereitelt, und nur 
zu leicht die Regel zur Ausnahme umgeſtaltet würde. In welchen Fällen und unter 
welchen Bedingungen die Nachficht von allen drei Aufgeboten im Sinne der SS 86 
und 87 b. G. B. gewährt werden könne, iſt aus dieſen Geſetzesſtellen, ſowie aus dem 
Hofdecrete vom 23. September 1817, J. G. S. Nr. 51 zu erſehen, und ich bemerke 
hiebei nur, daß ſo dringende Umſtände, welche die Nachſicht von allen Aufgeboten 
nach § 86 b. G. B. zu rechtfertigen geeignet wären, erfahrungsgemäß nur ſelten vor⸗ 
kommen. Daß die nahe Todesgefahr im Falle des $ 86 b. G. B. von competenter 
Seite, ſomit ärztlich beſtätigt ſein müſſe, iſt ſelbſtverſtändlich, gleichwie für die im 
§ 87 b. G. B. angeführte allgemeine Vermuthung der erforderliche Nachweis im 
unauffälligen Wege vom betreffenden Pfarr⸗ oder Gemeindeamte einzuholen iſt. 

Die in den §§ 86 und 87 b. G. B. geforderte Eidesablegung hat vor einem 
Abgeordneten der politiſchen Behörde und zu Folge Hofkanzlei⸗Präſidialfchreibens 
vom 11. September 1820, uied. öfterr. Prov. Geſ.⸗Sammlung in Gegenwart des 
Seelſorgers zu geſchehen, und es iſt in der diesfalls hinauszugebenden Dispens die 
geſchehene Eidesablegung ausdrücklich zu beſtätigen, das Eidesprotokoll aber bei der 
politiſchen Behörde zu verwahren. 

Was die Nachficht von der Beibringung des Taufſcheines anbelangt, jo ſteht 
deren Ertheilung den politiſchen Behörden erſter Inſtanz nur im Falle einer beſtätig⸗ 
ten nahen Todesgefahr zu, während fie in anderen Fällen nach § 78 b. G. B. bei der 
Landesſtelle anzuſuchen iſt. 

Die Behörden haben ſich dabei von dem Daſein deſſen, was in Anſicht auf 
eine giltige Ehe durch den Taufſchein erwieſen werden ſoll, als Geburtsland, Alter 
und Religion, auf anderen Wegen volle Ueberzeugung zu verſchaffen, wo aber dies 
nicht möglich wäre, namentlich wenn die erreichte Großjährigkeit nicht mit voller 
Sicherheit conſtatirt werden kann, die Parteien im Sinne des Hofdecreted vom 22. De- 
cember 1826, J. G. S. Nr. 2242 an die Gerichtsbehörde zu weiſen. 

Alle Dispenſen können nur in Anſehung desjenigen Brauttheiles, der der ange: 
gangenen politiſchen Behörde unterſteht, und das Anſuchen im Sinne des § 34 
b. G. B. ſelbſt ſtellt, ertheilt werden, daher bei Brautleuten aus verſchiedenen poli- 
tiſchen Bezirken der Umfang der eigenen Com petenz genau im Auge zu halten ift. 

Die Nachſicht von dem im § 120 b. G. B. genannten Eheverbote kann nur 
nach Verlanf der dreimonatlichen Witwenzeit, und auf Grund des nach demſelben 
aufgenommenen Sachverſtändigen⸗Gutachtens ertheilt werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Director der Akademie der bildenden Künſte in 
Wien, Regierungsrathe Chrifttan Ruben bei deſſen Penſionirung die A. h. Zufrieden⸗ 
heit bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Schulrathe Dr. Johann Ritter v. Burger den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalſecretär der a. p. Kaiſer Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn Jakob Ritter v. Jacobi den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtamtsverwalter Ludwig Beſtändig und dem 
Telegraphenamtsverwalter Anton Schrötter, Ritter v. Kriſtelli zu Iſchl das 
goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die beim Hauptmünzamte erledigte Caſſiersſtelle dem 
Caſſecontrolor Moriz Libiſch verliehen. 
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Der Finanzminiſter hat zu Fin auzräthen und Finanzbezirksdirectoren die Finan, 
4 7 3 
ſeeretäre Alois Stu deny für Czaslau, Anton Jonaſch für Chrudim und Fran; 
3 s r für Leitmeritz ernannt. h 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwachoberinſpector bei der Finanzlondes⸗ 
direction in Innsbruck Joſeph Wolf zum Finanzrath und Finanzbezirksdirector ae 
2 Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär bei der Finanzdirection in Troppau 
Johann Chowanetz zum proviſoriſchen Finanzinſpector und Oberamtsdirector in 
Oderberg ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Kanzleiofficial Johann Strixner 

Hilfsämterdirectionsadjuncteu ernannt. SD) Strirner zum 


Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Moriz Kral . 
walter in Linz ernannt. ge RN 


Erledigungen. 


Afſiſtentenſtelle an der Bergakademie zu Przibram mit 700 fl. 0 d 
10perc. Quartiergeld, bis 20. Detober. Gantsdlat W. 220.) En 
301 ee Beier age Finanzdirection mit 525 fl. Gehalt, 27 fl. 

r. Holzgeld, Naturalquartier oder ere. Quarti i Amts⸗ 
Em 5 0 4 q pere. Quartiergelde, bis 18. October. (Amts 
roviſoriſche Conceptsadjunctenſtelle in Ober⸗Oeſterreich mi f 
bis 20. October. (Amtsblatt Nr. 220 g a Et 
5 Statthalteretconcipiftenftellen in Mähren und zwar eine definitive und eine 
dvi hie Be 20 0 Jährlich, 15 15 FA: eie Nr. 221.) 
mtsprakticantenſtellen, unentgeltliche, bei der Lottogefällsdirecti i 
bis 20. October. (Amtbslatt Nr. 228. e n Wer 

Diet Bauprakticantenſtellen im Staatsbaudienſte in Mähren mit je 400 fl. 
Adjutum bis 26. October. (Amtsblatt Nr. 223.) f 

Officialsſtelle dritter Claſſe beim Hauptpunzirungsamte mit 800 fl. Gehalt, 
dann eine proviſoriſche Officialsſtelle erſter Claſſe mit 1000 fl. eventuell eine provi⸗ 
ſoriſche Offteialsſtelle zweiter Claſſe und dritter Clafſe mit 900 fl. Gehalt jährlich, 
reſp. 800 fl., ſämmtliche Stellen mit 150 fl. Ouartiergeld, bis Mitte October. (Amts⸗ 
blatt Nr. 225.) N 


Die öſterreichiſche Induſtrial⸗Bank 


wormals Bankhaus Eduard Fürft), 
Wien, Stephansplatz Rr. 1, 


emittirt vom 9. September d. J. an 


Caſſenſcheine 


in Abſchnitten zu fl. 100, 500, 1000, 5000 mit Verzinſung zu 
4 02%, 5%, 5 ½ %, 6% gegen 
8 Tage, 14 Tage, 30 Tage, 60 Tage Kündigung. 
Die Zinſen können bei der Kündigung im vorhinein behoben und die Ca⸗ 


pitals⸗Nückzahlungen auch in allen Landeshauptſtädten Oeſterreich⸗ 
Ungarns angewieſen werden. 


3115 Der Bermaltungsrath. 


Schon am 5. November 
erfolgt die Ziehung der 


ee 
Salzburger Anlehens- Tore. 
: 


Dieſes Lotto-Anlehen im Betrage von 4,726.30 fl. ö. W. 
wird im Wege jährlicher Verloſungen mit dem bedeutenden Betrage 
von 3,95 2.980 fl. ö. W. rückgezahlt. — Jedes Los muß 
mindeſtens 30 fl. 6. W. gewinnen. 

5 Im Jahre finden 5 Ziehungen mit Haupttreffern von 
8 40.000, 30.000, 15.000, 15.000, 15.000 fl. ꝛc. ſtatt, 
3 und bieten dieſe Loſe alle nur mögliche Sicherheit, da die Laudeshauptſtadt 
® 
5 
? 
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Salzburg mit ihrem geſammten Vermögen, ſowie mit ihren Gefällen und mıp- 
baren Rechten für die pünktliche Einlöſung der gezogenen Loſe haftet. 


Preis eines Driginal-Salzburger Zofes 26 fl. ö. W. 


Um Jedermann den Ankauf dieſer Loſe zu ermöglichen, werden dieſelben 
auch auf Raten mit nur 9 fl. Angabe (Stempel ein⸗ für allemal 19 kr.) zum 
Preiſe von 30 fl. verkauft, ſo zwar, daß monatlich bloß 1 fl. zu ent- 

# richten iſt und man nach Abzahlung des Lospreiſes das Original⸗Salz⸗ 
burger Los ausgefolgt erhält. — Während der Einzahlung ſpielt 
man ganz allein auf alle Treffer mit. 


Wechſelſtube der k. k. priv. Wiener Handelshank, 
vorm. Joh. C. Sothen, Graben 13. 


Bei geneigten auswärtigen Aufträgen wird um gefällige fran⸗ 
kirte Einfendung des Betrages und Beiſchließung von 30 kr. für Zuſendung 
der Ziehungsliſte erſucht. 5—2 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


